Beschluss des Gemeinderates
Präambel

Gemäß § 6 (1) Stmk. Abfallwirtschaftsgesetz (LGBl 65/2004) haben die Gemeinden für die Sammlung und Abfuhr der in einem Gemeindegebiet anfallenden Siedlungsabfälle gemäß § 4 Abs. 4 zu sorgen. Für die Behandlung, Verwertung und Beseitigung dieser  Abfälle haben gemäß  § 6 Abs 2 leg. cit. die Abfallwirtschaftsverbände zu sorgen. 
Gemäß § 7 (4) StAWG können sich die Gemeinden  zur Besorgung der öffentlichen Abfuhr u.a. eines Abfallwirtschaftsverband bedienen.

Sowohl die Gemeinden  als auch die Abfallwirtschaftsverbände treffen die Aufzeichnungspflichten gemäß § 17 AWG 2002 (BGBl  I 2002/102) und unterliegen sie damit insbesondere auch  den Bestimmungen zur elektronischen Aufzeichnungspflicht  und Meldepflicht  nach §§ 5, 6 und 8 der Abfallbilanzverordnung (BGBl II 497/2008).

Gemäß § 6 Abs. 1 bzw. § 8 Abs. 3 der Abfallbilanzverordnung können sich die  Gemeinden  zur Erfüllung der elektronischen Aufzeichnungs- bzw.  Meldepflicht eines Gemeindeverbandes bedienen.

Die Abfallwirtschaftsverbände sind gemäß § 14 StAWG Gemeindeverbände.

Die Aufzeichnungs- und Meldeverpflichtung gemäß AbfallbilanzV überlasten zum einen die bestehenden EDV- und Personalkapazitäten vieler Gemeinden und treffen den Abfallwirtschaftsverband ohnehin  entsprechende Aufzeichnungs- und Meldeverpflichtungen.

Mit Beschluss der Verbandsversammlung vom …………  hat sich der Abfallwirtschaftsverband ……………. bereit erklärt  -  bei entsprechender Beschlussfassung durch die jeweilige Gemeinde - die die Verbandsgemeinden  nach der Abfallbilanzverordnung (BGBl II 497/2008) treffenden Pflichten zur elektronischen Aufzeichnung über die Sammlung von Siedlungsabfällen gemäß StAWG 2004 und von Problemstoffen im Rahmen der Problemstoffsammlung gemäß § 28 AWG 2002 (§§ 5, 6) sowie zur elektronischen Übermittlung der Jahresbilanz (§ 8) hinkünftig  zu übernehmen und auch die dafür erforderlichen technischen Sachmittel und personellen Ressourcen aus eigenem bereitzustellen.

Es wird daher  nachstehender Beschluss gefasst:

„Die  Gemeinde ………………….. macht von der Ermächtigung der §§ 6 Abs. 1 und 8 Abs. 3 der Abfallbilanzverordnung und vom Angebot des Abfallwirtschaftsverbandes ………………………….…… Gebrauch  und überträgt die Verpflichtungen zur Erstellung der elektronischen Aufzeichnungen gemäß §§  5, 6  der Abfallbilanzverordnung sowie zur elektronischen Meldung der Jahresabfallbilanz gemäß § 8 der Abfallbilanzverordnung  auf den Abfallwirtschaftsverband ………….……….… . Diese Übertragung  gilt unbefristet, kann aber durch entsprechenden  Gemeinderatsbeschluss jederzeit widerrufen werden.“
Festgehalten wird, dass durch die Übernahme dieser Verpflichtung weder die Aufgabenzuordnung gemäß § 6 StAWG noch die Gebührenhoheit der Gemeinde im Sinne § 13 StAWG berührt werden.
